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Antrag der AfD-Kreistagsfraktion zur Aufnahme des Tagesordnungspunktes „Resolution 
an die Bundesregierung und den Deutschen Bundestag Rücknahme des 
Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes und Wiederherstellung kommunaler 
Entscheidungsfreiheit im ÖPNV“ für den Kreistag des Märkischen Kreises am 19.03.2026 
 
Sehr geehrter Herr Landrat,  
 
viele Kommunen im Märkischen Kreis leiden unter einer extrem angespannten Finanzlage 
oder drohen gar in den Nothaushalt abzurutschen. Unter diesem Eindruck beantragt die 
AfD-Fraktion nachfolgende Resolution: 
 
 
Beschlussvorschlag:  
Der Kreistag des Märkischen Kreises beschließt folgende Resolution: 
 
Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung werden aufgefordert,  

-​ das Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz (SaubFahrzeugBeschG) aufzuheben 
bzw. grundlegend zu überarbeiten, 

-​ verpflichtende Beschaffungsquoten für sog. emissionsarme bzw. emissionsfreie 
Busse abzuschaffen, 

-​ die uneingeschränkte kommunale Selbstverwaltung bei der Auswahl wirtschaftlich 
geeigneter Fahrzeugtechnologien wiederherzustellen, 

-​ eine technologieoffene, kosteneffiziente und praxisgerechte Ausgestaltung des 
Rechtsrahmens sicherzustellen. 

 
 
Begründung:  
Der Märkische Kreis ist ein ländlich geprägter Flächenkreis mit anspruchsvoller 
Topographie, langen Linienwegen und hohem Energiebedarf im Busbetrieb. Die 
Bundesgesetzlich vorgegebenen Beschaffungsquoten für alternative Antriebe führen in 
dieser Struktur zu erheblichen Mehrkosten und organisatorischen Belastungen.  
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1. Finanzielle Belastung für Kommunen 
 
Die verpflichtende Beschaffung batterieelektrischer Busse verursacht:  

●​ deutlich höhere Anschaffungskosten pro Fahrzeug (2 bis 2,5 fach), 
●​ zusätzliche Investitionen in Ladeinfrastruktur und Netzertüchtigung, 
●​ Mehrkosten für Werkstattumrüstung und Schulung 
●​ Unsicherheiten bei Fördermitteln und langfristigen Betriebskosten. Insbesondere 

Kosten für Batterie Ersatzbeschaffungen.  
 
2. Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung 
 

●​ Das Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzt greift faktisch in die kommunale 
Organisations- und Finanzhoheit ein.  

●​ Der Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung gemäß Art. 28 Abs. 2 GG verlangt, 
dass Gebietskörperschaften eigenverantwortlich über wirtschaftliche 
Beschaffungsentscheidungen befinden können. Starre bundesrechtliche Quoten 
stehen diesem Prinzip entgegen.  

 
3. Technologieoffenheit statt Festlegung 
 

●​ Bis heute konnte die These vom Menschengemachten Klimawandel durch CO2 
naturwissenschaftlich nicht schlüssig nachgewiesen werden. Es existieren 
ausschließlich Computermodelle, die belegte Klimaverläufe der Vergangenheit 
allesamt mit den bekannten Parametern nicht nachvollziehen konnten. Diese 
Modelle konnten demzufolge nicht validiert werden. Alle Maßnahmen, auf Basis 
dieser Modelle mit ihren erheblichen Eingriffen in unser tägliches Leben, sind daher 
unverantwortlich.  

●​ Moderne Dieselbusse der EURO-VI-Norm erfüllen hohe Emissionsstandards und 
stellen gegenwärtig in vielen ländlichen Regionen die wirtschaftlich und betrieblich 
verlässlichste Lösung dar.  

●​ Eine einseitige gesetzliche Bevorzugung bestimmter Antriebstechnologien führt zu 
Marktverzerrungen und Investitionsrisiken.  

 
4. Haushaltsverantwortung vor Symbolpolitik 
 

●​ In Zeiten struktureller Haushaltsdefizite, steigender Energiepreise und wachsender 
sozialer Belastungen ist eine kostenintensive Umstellung der Busflotte ein 
zusätzlicher Belastungsfaktor.  

●​ Kommunalpolitik muss sich am Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
orientieren.  
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